
   

Standort Europa stärken,  

transatlantische Partnerschaft ausbauen   

Das US-Gesetz zur Inflationsbekämpfung (Inflation 

Reduction Act) ist zu Anfang des Jahres in Kraft getre-

ten. Es sieht massive Subventionen in dreistelliger 

Milliardenhöhe für Investitionen in Klimaschutz, er-

neuerbare Energien und saubere Technologien in den 

USA vor. In der EU werden Wettbewerbsverzerrungen 

und eine Verlagerung von Industrie nach Nordamerika 

befürchtet. Ein Vorschlag der EU-Kommission zur Re-

aktion auf das US-Gesetz zur Inflationsbekämpfung ist 

für den 1. Februar 2023 angekündigt.  

Angesichts der Förderung der Industrie in Nordameri-

ka und den hiesig stark gestiegenen Energiekosten 

muss Europa seine Standortbedingungen und Wettbe-

Die Woche im Bundestag 

werbsfähigkeit verbessern. Bundesregierung und 

EU-Kommission müssen sich in Washington, D.C. 

entschieden für eine Gleichbehandlung europäi-

scher Unternehmen einsetzen. Die monatelange 

Untätigkeit der Bundesregierung gefährdet den 

Wirtschaftsstandort Deutschland und Europa. Seit 

Monaten warten die Wirtschaft und unsere europä-

ischen Partner auf eine klare Position der Bundesre-

gierung zum U.S.-Gesetz zur Inflationsbekämpfung. 

Wir wollen die Wettbewerbsfähigkeit Europas stär-

ken. Dazu zählt ein nationales und europäisches 

Belastungsmoratorium, eine Vertiefung insbeson-

dere der transatlantischen Handelsbeziehungen 

und gezielte Anreize für Innovation und Investitio-

nen in Europa. 
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Internationale Abstimmung mangelhaft 

Wir begrüßen die Entscheidung der Bundesregierung zur 

Lieferung von Leopard-Kampfpanzern an die Ukraine. In 

einer aktuellen Stunde des Bundestages haben wir mit Blick 

auf die Unerbittlichkeit der russischen Kriegsführung und 

einer bevorstehenden Frühjahrsoffensive die Dringlichkeit 

der Entscheidung zur Lieferung von Kampfpanzern heraus-

gestellt. Auf diese Entscheidung haben viele Alliierte lange 

gewartet. Bei der Unterstützerkonferenz für die Ukraine in 

Ramstein in der vergangenen Woche hatte die Bundesregie-

rung noch die Chance verpasst, gemeinsam mit den Part-

nern voranzuschreiten. Auch der deutsch-französische Mi-

nisterrat am vergangenen Wochenende war eine verpasste 

Gelegenheit zum Schulterschluss.   

Natürlich tut sich niemand mit einer solchen Entscheidung 

leicht. Aber der Bundestag hatte auf Initiative der Unions-

fraktion bereits im vergangenen April die Regierung aufge-

fordert, die Ukraine mit schweren Waffen zu unterstützen. 

Neun Monate Zögern und Zaudern, das ist die Deutschland-

Geschwindigkeit, die die Partner nun wahrnehmen. 

In der NATO und der EU ist so der Eindruck entstanden, 

dass man dieser Bundesregierung nicht trauen kann, dass 

man sie zu Entscheidungen drängen muss. Dieser Schaden, 

bleibt – auch über den Tag der heutigen Entscheidung hin-

aus. Deutschland befindet sich unter Führung der Ampel-

Koalition nur noch in einer Außenseiterrolle.  

Am 27. Januar 1945 befreiten Alliierte das Konzentrations- 

und Vernichtungslager Auschwitz. Allein dort starben wäh-

rend der NS-Zeit mehr als eine Million Männer, Frauen und 

Kinder.  Im Deutschen Bundestag – wie an vielen weiteren 

Orten – haben wir an die Opfer des Holocaust erinnert. 

Die Gedenkrede im Plenum des Bundestages hielt die Zeit-

zeugin Rozette Kats.  1942 in einer jüdischen Familie gebo-

ren, überlebte Rozette Kats die NS-Diktatur bei einem Ehe-

paar in Amsterdam, das sie als ihr eigenes Kind ausgab. Ihre 

leiblichen Eltern wurden in Auschwitz ermordet. Erst später 

nahm Kats ihre wahre jüdische Identität an.   

In diesem Jahr Menschen wurde außerdem der Menschen 

gedacht, die wegen ihrer sexuellen Orientierung oder ge-

schlechtlichen Identität Opfer der Verfolgung durch die 

Nazis wurden.   

Gedenkstunde für NS-Opfer 
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mit der Verschärfung des 2019 verabschiedeten Klimaschutz-

gesetzes im Jahr 2021 beschlossen. Bereits bis 2030 sollen 

die CO2-Emissionen um 65 Prozent gegenüber 1990 sinken. 

Die Entscheidungen der Bundesregierung in der aktuellen 

Energiekrise machen es für Deutschland aber noch schwerer, 

die ambitionierten Klimaziele zu erreichen. Mit unserem An-

trag Carbon Capture and Storage (CCS) / Carbon Capture 

and Utilization (CCU) und Negativemissionen – Chancen für 

Klima, Industrie und Wohlstand fordern wir: CO2-Abscheid-

ung und -Speicherungstechnologien (CCS) und perspektivisch 

auch Nutzungstechnologien (CCU) sind mit Nachdruck voran-

zubringen. Wir verstehen sie als komplementäre Instrumente 

eines Innovationswettbewerbs. Sie ergänzen den für das Ziel 

der Klimaneutralität 2045 notwendigen und weiter zu be-

schleunigenden Ausbau der erneuerbaren Energien und 

energieeffizienter Produktionsprozesse, anstatt diese auszu-

bremsen. Wir können uns den Luxus weiterer Entweder-oder

-Debatten nicht mehr leisten. Die Ampel-Regierung ist jetzt 

gefordert, ihre angekündigte „Carbon Management Strate-

gie“ zügig vorzulegen. Eine wirkungsvolle CCS- und CCU-

Strategie kann einen Schutzschirm für Klima, Industrie und 

Wohlstand bilden. Unser Antrag legt dafür 10 konkrete Punk-

te vor. 

Mit unserem Antrag Nationale Wasserstrategie – Lösungs-

orientiert, nachhaltig und kooperativ umsetzen stellen wir 

die Wichtigkeit der Ressource Wasser in all ihren Facetten 

dar. Mit unserer Initiative machen wir deutlich, dass die Um-

setzung der umfangreichen Strategie der Bundesregierung 

und des damit verbundenen Aktionsprogramms lösungsori-

entiert, nachhaltig, kooperativ und unter Wahrung des Subsi-

diaritätsprinzips zu erfolgen hat. Der Antrag wird noch recht-

zeitig vor dem Kabinettbeschluss in das Plenum eingebracht, 

um zentralistischen und ideologiegetriebenen Tendenzen des 

bisherigen Entwurfs der Nationalen Wasserstrategie entge-

genzutreten. Gerade bei der öffentlichen Wasserversorgung 

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Politische und wirtschaftliche Beziehungen zu Lateinamerika 

stärken – Assoziierungsabkommen zwischen der Europäi-

schen Union und den Mercosur-Staaten in Kraft setzen. Die 

EU und die vier Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien, Pa-

raguay und Uruguay haben vor über 20 Jahren die Verhand-

lungen über ein gemeinsames Assoziierungsabkommen auf-

genommen. Im Juni 2019 wurde eine politische Einigung über 

den Handelsteil des Abkommens erzielt. Mit dem Abkommen 

würde mit über 700 Millionen Einwohnern eine der größten 

Freihandelszonen der Welt entstehen. Mit unserem Antrag 

fordern wir die Bundesregierung auf, sich mit Nachdruck für 

eine schnelle Ratifikation des EU-Mercosur-Assoziierungs-

abkommens einzusetzen. Ein solches Abkommen ermöglicht 

eine stärkere Diversifizierung und somit weniger Abhängig-

keit von einzelnen Staaten. 

In abschließender Beratung befassten wir uns mit unserem  

Antrag Stärkung der beruflichen Bildung – Strukturierte Be-

rufsorientierung ermöglichen und gleichwertige Qualifikati-

onen konsequent sicherstellen. Darin betonen wir die Bedeu-

tung der beruflichen Ausbildung als einem Standbein des 

starken deutschen Mittelstandes. Um dem Fachkräftemangel 

zukünftig zu begegnen, muss die Attraktivität der beruflichen 

Bildung wie auch die optimale und effektive Zusammenfüh-

rung von Ausbildungsplatzbewerbern und Ausbildungsbetrie-

ben gestärkt werden. In diese Richtungen zielt der Antrag und 

setzt die Maßnahmen fort, die unter der CDU/CSU-geführten 

Bundesregierung bereits in der 18. und 19. Legislaturperiode 

begonnen worden sind.  

Deutschland hat sich verpflichtet, bis 2045 Klimaneutralität zu 

erreichen. Das hat die unionsgeführte Regierungskoalition 
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keiten für das Thema digitale Identitäten innerhalb Bundes-

regierung zu klären, und (3) einen Rechtsanspruch der Bürge-

rinnen und Bürger auf Authentifizierung mit staatlichen Stel-

len durch eine digitale Identität ab dem 1. Januar 2025 einzu-

führen. 

 2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Zum Jahreswirtschaftsbericht 2023 wird Bundeswirtschafts-

minister Robert Habeck eine Regierungserklärung abgeben, 

darüber hinaus debattieren wir über das Jahresgutachten 

2022/23 des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Der Bericht wird die 

wirtschafts-, energie-, klima- und finanzpolitischen Schwer-

punkte der Ampel darstellen. Zudem wird der Stand der Um-

setzung in den einzelnen Schwerpunktbereichen skizziert. 

Wir sehen die bisherige Leistung der Ampel in der Wirt-

schaftspolitik sehr kritisch. Deutschland ist inmitten einer 

Energiekrise, für 2023 gehen Experten von einer Rezession 

aus. Zu bewältigen sind kurzfristige Herausforderungen 

(Inflation, hohe Energiepreise, gestörte Lieferketten etc.) als 

auch strukturelle Herausforderungen (relativ hohe Steuer- 

und Abgabenlast, wenig flexible Arbeitsmärkte, überborden-

de Bürokratie, zögerliche Digitalisierung, Fachkräftemangel, 

Klimaschutz etc.). Es geht um die Attraktivität des Wirt-

schaftsstandorts Deutschland, um Wachstum und unseren 

Wohlstand. Der Jahreswirtschaftsbericht 2023 liefert kein 

schlüssiges Gesamtkonzept, um die Konjunktur in Deutsch-

land wieder dauerhaft anzukurbeln. Er legt einen starken 

Fokus auf Fragen der Energie und des Klimaschutzes, klassi-

sche Wirtschaftspolitik ist dagegen Fehlanzeige. Dazu passt, 

dass die Wachstumsmessung aufgeweicht wird, indem stär-

ker Indikatoren der Nachhaltigkeit und Wohlfahrt berücksich-

tigt werden. Jetzt braucht es dringend neue wirtschaftspoliti-

sche Impulse für einen „Restart“ der Wirtschaft und einen 

anhaltenden wirtschaftlichen Aufschwung. Insbesondere 

müssen die regionalen Gegebenheiten im Sinne des Subsidia-

ritätsprinzips weiterhin ausschlaggebend sein – und eben 

nicht bundeseinheitliche Vorgaben. Unser Antrag legt die 

Mängel der Strategie der Bundesregierung offen und gibt der 

Exekutive Umsetzungsleitlinien mit auf den Weg. 

Die wertvollen ökologischen Leistungen unserer Wälder 

anerkennen und ein entsprechendes Vergütungssystem für 

Waldbewirtschaftung schaffen. Mit unserem Antrag fordern 

wir die Bundesregierung auf, die Leistungen des Ökosystems 

Wald – sowohl seine CO2-Senkenleistung wie auch die Substi-

tutionsleistungen der nachhaltigen Holznutzung – besser an-

zuerkennen. Darauf aufbauend soll ein Honorierungssystem 

entwickelt werden, mit dem Waldbesitzer eine finanzielle 

Anerkennung für die vielfältigen Leistungen des Waldes er-

halten. Abschließend wird die Bundesregierung aufgefordert, 

keine weiteren Extensivierungsmaßnahmen vorzunehmen. 

Sie soll sich EU-Ebene dafür einzusetzen, dass im Zuge der 

verschiedenen Strategien des Green Deals (wie Biodiversitäts-

strategie bzw. EU-Waldstrategie für 2030) keine weiteren 

Flächen in den Wäldern stillgelegt werden, sondern für eine 

nachhaltige Bewirtschaftung erhalten bleiben. 

Digitale Identitäten sind der Schlüssel zur Digitalisierung 

Deutschlands. Mit unserem Antrag fordern wir deshalb: Si-

chere digitale Identitäten schnellstmöglich in Deutschland 

einführen. Die Ampelregierung hat zwar die digitalen Identi-

täten als eines der Hebelprojekte in ihrer Digitalstrategie be-

nannt, setzt diese aber nicht ausreichend um. Die Bundesre-

gierung darf nicht wie im gesamten Jahr 2022 bei dem wichti-

gen Thema „digitale Identitäten“ weiter untätig bleiben, son-

dern muss die in der vergangenen Legislaturperiode angesto-

ßenen Projekte weiterentwickeln. Wir fordern daher die Bun-

desregierung u.a. auf, (1) noch im 1. Quartal 2023 eine Strate-

gie für digitale Identitäten zu formulieren, (2) die Zuständig-
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würde nur so klein ausfallen, dass sie kaum ins Gewicht fal-

len. Dieses Wahlrecht wären wir bereit, in einem großen poli-

tischen Konsens schnell im Deutschen Bundestag zu beschlie-

ßen. 

 

Neujahrsempfang der Landesgruppe  

Der traditionelle Neujahrsempfang der Landesgruppe konnte 

in diesem Jahr nach mehrjähriger pandemiebedingter Pause 

wieder gefeiert werden. Anlass für den Empfang in der Parla-

mentarischen Gesellschaft ist immer der Dank der Abgeord-

neten an ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter für die ge-

leistete Arbeit und die Unterstützung.  

In diesem Jahr konnten wir glücklicherweise Wolfgang 

Schäuble als Redner gewinnen: Wie immer reich an Erfahrun-

gen, geistreich und inspirierend für die Zukunft!  

Auch der frisch gewählte Vorsitzende der CDU in Niedersach-

sen, Sebastian Lechner bereicherte den Abend durch ein 

Grußwort. Außerdem konnten endlich die zu Beginn der 

Wahlperiode ausgeschiedenen ehemaligen Landesgruppen-

mitglieder gebührend verabschiedet werden. 

sollte eine Deindustrialisierung Deutschlands vermieden und 

Unternehmen, vor allem des Mittelstands, gezielt entlastet 

werden.  

Wahlrechtsreform:  
Bundestag verkleinern, Bürgerstimme stärken 

Die Ampel hat uns am 15. Januar 2023 „exklusiv und vertrau-

lich“ einen Gesetzentwurf zur Wahlrechtsreform übersandt – 

und auch unmittelbar der Presse zugespielt. Diesen Gesetz-

entwurf hat die Ampelkoalition nun in den Bundestag einge-

bracht und wir beraten ihn in dieser Woche in erster Lesung. 

Kern des Vorschlags der Ampel ist eine feste Begrenzung des 

Bundestages auf 598 Abgeordnete bei 299 Wahlkreisen. Die 

Sitzverteilung im Deutschen Bundestag orientiert sich dabei 

allein an den abgegebenen „Hauptstimmen“. Überhang- und 

Ausgleichsmandate werden abgeschafft. Wenn in einem Bun-

desland mehr Direktmandate anfallen als einer Partei nach 

dem Hauptstimmenergebnis zustehen, werden diese über-

hängenden Direktmandate „gekappt“. Mit anderen Worten: 

ein gewonnener Wahlkreis ist noch längst kein gewonnener 

Wahlkreis. Manche Wahlkreise werden so ohne Abgeordne-

ten in Berlin sein. Die Bürgerstimme wird also entwertet.  

Wir verhandeln auf verschiedenen Ebenen mit der Ampel 

über einen möglichen gemeinsamen Weg hin zu einer Wahl-

rechtsreform, welche die Bürgerstimme erhält und die Größe 

des Deutschen Bundestags spürbar reduziert. In einem An-

trag, den wir in dieser Woche ebenfalls in 1. Lesung beraten 

haben, formulieren wir fünf Punkte für einen Kompromiss. 

Mit unseren Vorschlägen erhalten wir den Wert der Bürger-

stimme. Wir stellen sicher, dass jeder Wahlkreis und damit 

jeder Bürger weiterhin einen Wahlkreisabgeordneten in Ber-

lin hat. Der Deutsche Bundestag würde mit unseren Vorschlä-

gen dennoch deutlich verkleinert und auf rund 600 Mandate 

reduziert. Die Zahl der Überhang- und Ausgleichsmandate 
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